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Auch länger zurückliegende 
Behandlungen können zu 
einer gerichtlichen Ausein­
andersetzung führen. Hin­
tergrund ist, dass die im 
Zivilrecht geltende regel­
mäßige Verjährungsfrist 
erst mit Kenntnis (oder bei 
grob fahrlässiger Unkennt­
nis) der den Anspruch be­
gründenden Umstände be­
ginnt (§ 199 Abs. 1 BGB). So 
lag der Sachverhalt, den das 
OLG Hamm mit Urteil vom  
9. Mai 2017 (Az. 26 U 91/16) 
zu entscheiden hatte. Im 
Raum stand hierbei insbe­
sondere die Frage, wie mit 
einer unvollständigen bzw. 
mangelhaften Dokumen­
tation umzugehen ist, wenn 
die Aufbewahrungsfrist 
längst abgelaufen ist. 

Der Fall

Der 1975 geborene Kläger 
begehrte wegen vermeint­
licher ärztlicher Behand­
lungsfehler anlässlich sei­
ner Zirkumzision vom Juli 
1983 vom beklagten Uro­
logen Schadensersatz und 
Schmerzensgeld. Die Schul­
ärztin hatte bei dem seiner­
zeit 7-jährigen Kläger die 
Diagnose Phimose gestellt 
und zur Zirkumzision geraten. 
Präoperative Aufklärungs­
gespräche fanden statt. Der 
beklagte Arzt führte die Zir­
kumzision am 12. Juli 1983 
komplikationslos durch.

Nunmehr behauptete der 
Kläger, dass die Indikation 
für den damaligen Eingriff 

nicht vorgelegen habe. Bei 
ihm hätten keinerlei Be­
schwerden, auch keine der 
sonstigen anerkannten Ein­
griffsvoraussetzungen vor­
gelegen. Er rügte die Un­
vollständigkeit der Kranken­
unterlagen und vertrat die 
Ansicht, ihm müsse deshalb 
eine Beweiserleichterung 
zugutekommen. 

Das Urteil

Das sachverständig bera­
tene OLG Hamm gelangte  
zu dem Ergebnis, dass sich 
keine haftungsbegründen­
den Behandlungsfehler 
feststellen lassen. Dem 
Kläger obliegt nach den all­
gemeinen Grundsätzen der 
Beweis, dass den Beklagten 
Behandlungsfehler unter­
laufen sind. Dabei kann er 
im vorliegenden Fall keine 
Beweiserleichterungen we­
gen Unzulänglichkeiten der 
Dokumentation für sich in 
Anspruch nehmen. 

Nach ständiger Rechtspre­
chung soll es dem Arzt nicht 
zum Nachteil gereichen, 
wenn die Dokumentation 
nach Ablauf der Aufbewah­
rungsfrist unvollständig 
oder mangelhaft ist. Denn 
nach Ablauf von in der Regel 
10 Jahren besteht aus me­
dizinischen Gründen keine 
Notwendigkeit der Aufbe­
wahrung mehr. Die Unter­
lagen dürften deshalb ohne 
Weiteres vernichtet werden 
und stünden Ärzten und 
Patienten zur Nachweis­

führung bei vermeintlichen 
Behandlungsfehlern nicht 
mehr zur Verfügung. Werden 
sie dennoch länger aufge­
hoben, dürfen darin enthal­
tene Dokumentationsver­
säumnisse nicht zu Lasten 
des Arztes berücksichtigt 
werden. Dabei kommt es 
nicht darauf an, ob die Do­
kumentation fehlt oder un­
zureichend ist. 

Es ließ sich für das Gericht 
auch nicht feststellen, dass 
die Zirkumzision kontra­
indiziert war. Dabei kann 
dahingestellt bleiben, ob 
neben dem Vorliegen einer 
Phimose weitere Beeinträch­
tigungen vorgelegen haben, 
beispielsweise Probleme bei 
der Miktion, rezidivieren- 
de Balanoposthitiden, eine 
schmerzhafte Erektion oder 
ein Einriss des Präputiums 
bei der Erektion, eine un­
mögliche oder schmerzhafte 
Retraktion des Präputiums 
mit dem Problem einer hy­
gienisch einwandfreien Rei­
nigung. 

Der Sachverständige hatte 
im Verfahren überzeugend 
dargelegt, dass seit Jahr­
zehnten bekannt ist, dass in 
etwa 98 % der später ent­
standenen Peniskarzinome 
zuvor eine unbehandelt ge­
bliebene Phimose vorgele­
gen hat. Er hat sich deshalb 

plausibel auf den Stand­
punkt gestellt, dass ein 
Urologe, der im Jahr 1983 
bei Vorliegen einer Vorhaut­
verengung eine Operation 
bejaht hätte, auch damals 
nicht gegen den urologi­
schen Fachstandard ver­
stoßen hätte. 

Fazit

Auch lang zurückliegende 
Fälle haben Haftungspo­
tenzial. Allerdings darf eine 
unvollständige oder man­
gelhafte ärztliche Doku­
mentation nach Ablauf der 
Aufbewahrungsfrist von in 
der Regel 10 Jahren nicht zu 
Lasten des Arztes berück­
sichtigt werden, schließlich 
hätte diese schon vernich-
tet werden dürfen (Cave: 
Längere Aufbewahrungs­
fristen gelten für die Be­
handlung mit radioaktiven 
Stoffen und ionisierenden 
Strahlen sowie mit Blutpro­
dukten). Anders wäre die 
Fallgestaltung allerdings zu 
beurteilen, wenn noch vor­
handene Unterlagen positiv 
Fehler belegten. 

Alles, was Recht ist …
Fehler in der Dokumentation:  
alte Akten lieber entsorgen?
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